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 – Anordnung von Fuß gänger über wegen (Zeichen 293 
StVO „Zebrastreifen“) an allen Überquerungsstellen 
([52], Abschnitt 6.1.8.5 und [43]) unter Beachtung 
der geltenden Vorschriften (R-FGÜ [11]) (Ausnahme: 
Überquerungsstellen, an denen Straßenbahngleise 
mitgeführt werden, in diesem Fall sollte die Querung 
für sehgeschädigte Menschen im Regelfall signal-
technisch gesichert werden (vgl. Abschnitt 3.3.4.3)),

 – Absenkung der Bordsteine an Überquerungsstellen 
und Ausstattung mit Bodenindikatoren entsprechend 
einer im Abschnitt 3.3.4 aufgeführten Lösungsvarian-
ten,

 – Sicherstellung aller Sichtfelder an den Überque-
rungsstellen, die Anlage von vorgezogenen Seiten-
räumen ist in Erwägung zu ziehen,

 – generelle Beleuchtung der Überquerungsstellen an 
Kreisverkehren.

Zur Fußgängerverkehrsführung an Kreisverkehren außer-
halb bebauter Gebiete vgl. Abschnitt 3.3.11.

3.3.8 Beleuchtung
Die Beleuchtung im städtischen Raum sollte Straßen, 
Plätze und Gebäude so ausleuchten, dass zu Fuß Ge-
hende und andere verkehrsteilnehmende Menschen 
sich in der Stadt sicher bewegen und orientieren kön-
nen und sich in den städtischen Räumen wohlfühlen. 
Damit dient die Beleuchtung dem Zweck der Erhöhung 
der Verkehrssicherheit (vgl. Abschnitt 2.5.2), der Krimi-
nalitätsprävention, der Orientierung und der Stadt- und 
Raumgestaltung.

Zur Wirkung der Beleuchtung unter stadtgestalteri-
schen Aspekten finden sich Hinweise in den „Empfeh-
lungen zur Straßenraumgestaltung innerhalb bebauter 
Gebiete“ (ESG [38]). Für die Bemessung und Berech-
nung der Güteklassen muss bei Neuplanung und Sa-
nierung innerhalb bebauter Gebiete die DIN EN 13201 
„Straßenbeleuchtung“ [31] mit Ergänzung weiterer DIN-
Normen für Teilbereiche herangezogen werden21).

Anforderungen an die Straßenbeleuchtung aus der 
Perspektive von Menschen mit Behinderungen

Beleuchtungskonzepte unter Einbeziehung der Ver-
kehrsflächen des Fußgängerverkehrs folgen anderen 
Prinzipien als solche für den reinen Kraftfahrzeugver-
kehr (z. B. auf Umgehungsstraßen). Eine Beleuch-
tungsanlage, die nur die Fahrbahn beleuchtet, kann 
die Anforderungen des Fußgängerverkehrs hinsicht-
lich Sicherheit – Erkennbarkeit von Objekten durch den 
Fußgängerverkehr oder Erkennbarkeit der zu Fuß Ge-
henden durch den Kraftfahrzeugverkehr – sowie Orien-
tierung in der Regel nicht erfüllen. Mindestens an an-
gebauten Straßen innerhalb bebauter Gebiete sowie 

21) Die DIN 13201 legt u. a. Gütemerkmale für Straßenbeleuch-
tung fest. Ergänzt wird diese Norm durch die Festlegungen 
in den Normen DIN 67523 „Beleuchtung von Fußgänger-
überwegen (Zeichen 293 StVO) mit Zusatzbeleuchtung“ 
[24], DIN 67524-1 „Beleuchtung von Straßentunneln und 
Unterführungen“ [25] sowie DIN 67528 „Beleuchtung von 
Parkplätzen und Parkbauten“ [27].

an besonderen Gefahrenpunkten an anderen Stellen ist 
daher mit Rücksicht auf die Belange des Fußgängerver-
kehrs und damit von Menschen mit Behinderungen die 
Verkehrssicherungspflicht auch durch eine adäquate 
Beleuchtung zu gewährleisten.

Folgende Anforderungen stellen sich an die Beleuch-
tung insbesondere aus der Perspektive von Menschen 
mit Behinderungen:

 – Innerhalb bebauter Gebiete sollten Flächen des Fuß-
gängerverkehrs in guter Qualität beleuchtet werden. 
Konfliktflächen mit anderen Verkehrsarten sind gege-
benenfalls besonders hervorzuheben.

 – Leuchten sollten außerhalb von Verkehrs- und Si-
cherheitsräumen des Fußgängerverkehrs aufgestellt 
werden und die Masten visuell kontrastierend sein 
(vgl. Abschnitte 3.2.3, 3.3.1 und 3.3.9).

 – Die verzögerte Anpassung des Auges an Hell und 
Dunkel erfordert für jeden Verkehrsteilnehmenden 
eine gleichmäßige Beleuchtung der Verkehrswege. 
Daher sollten Leuchten so aufgestellt werden, dass 
eine gleichmäßige Ausleuchtung der Verkehrsflächen 
und damit der Wegekette gegeben ist. Dabei sind die 
Wirkungen von Bäumen und Möblierungselementen 
zu berücksichtigen.

 – Eine Nachtabschaltung von Leuchten zur Energie-
einsparung sollte nicht erfolgen. Daraus entstehen 
starke Verschattungen und damit schlechte Erkenn-
barkeit gerade von querenden zu Fuß Gehenden und 
Rad Fahrenden sowie Räume mit erhöhtem „subjek-
tiven Unsicherheitsempfinden“ („Angsträume“).

 – Insbesondere Überquerungsstellen für den Fuß- und 
Radverkehr sollten ausreichend beleuchtet werden, 
damit Querungsvorgänge für die Kraftfahrenden früh-
zeitig zu erkennen sind. Hier sind die Anforderungen 
aus DIN 67523 „Beleuchtung an Fußgängerüber-
wegen (Zeichen 293 StVO [105]) mit Zusatzbeleuch-
tung“ [24] zu berücksichtigen.

 – Treppen (vgl. Abschnitt 3.3.3.1) sind so zu beleuch-
ten, dass die Treppenanlage frühzeitig zu erkennen 
ist und Schattenwurf an den Stufen vermieden wird.

 – Die Lichtfarbe ist auf die Farbe eventuell vorhande-
ner, visuell kontrastierender Elemente mit Warn- oder 
Leitfunktion abzustimmen, damit diese auch bei 
künstlicher Beleuchtung weitestgehend nutzbar blei-
ben.

 – Beleuchtungskörper sollten so installiert werden, 
dass eine blendfreie Ausleuchtung der Verkehrsflä-
chen erreicht wird.

 – Die Beleuchtung sollte die Orientierung bei Dunkel-
heit unterstützen. Die Ausleuchtung von Fassaden, 
Seitenräumen und Lichtführung der Leuchten deut-
lich abweichend von der Führung durch Fassaden 
wirkt für zu Fuß Gehende besonders desorientie-
rend. Weiterhin eine Rolle spielt die Erkennbarkeit 
von Straßennamen sowie von Orientierungspunkten 
(Kreuzungen, Plätze, Gebäude).
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 – Geradliniger Verlauf und rechtwinklige Anordnungen 
sowie rhythmische Wiederholungen von Orientie-
rungselementen vereinfachen die Informationsauf-
nahme und die Orientierung auch in der Dunkelheit.

Neben der Auswahl der Leuchtmittel und der Einstu-
fung in die Beleuchtungsklassen gibt es für den Pla-
nenden die Möglichkeit, die visuelle Wahrnehmung von 
Menschen mit Behinderungen zu unterstützen [66]:

 – Für eine gute visuelle Wahrnehmung sind im Wesent-
lichen optimale (nicht maximale) Helligkeitskontraste 
ausschlaggebend.

 – Kontraste sollten durch unterschiedliche Farben un-
terstützt werden – helle Oberflächen reflektieren das 
auffallende Licht stärker als dunklere. Es ist zu be-
achten, dass die Farberkennung erst ab einer gewis-
sen Mindesthelligkeit möglich ist.

 – Auf Platzbereichen kann durch Beleuchtungsanord-
nung eine Leit- und Orientierungsfunktion unterstützt 
werden.

Die Überprüfung der Beleuchtung und der Wechsel-
wirkungen mit der Umgebung sollte mindestens im 
Rahmen von Sicherheitsaudits und Verkehrsschauen 
erfolgen, um eine den Erfordernissen angepasste Qua-
lität der Beleuchtung aus Verkehrssicherheitsgründen 
sicher zustellen. Aus Sicht der Kriminalprävention bietet 
sich das „Audit zur Kriminalprävention“ (vgl. Abschnitt 
2.5.2) an. Hiervon unberührt bleibt die turnusmäßige 
Kontrolle im Rahmen der Beleuchtungspflicht.

3.3.9 Stadtmobiliar
Die Ausstattung von Straßen und Plätzen erfüllt in erster 
Hinsicht den Zweck, den öffentlichen Raum funktional 
aufzuwerten. Ein Mehrwert wird aber nur dann erreicht, 
wenn sich das entsprechende Stadtmobiliar stadtge-
stalterisch in den Raum einfügt und die Funktionalität 
für möglichst alle Menschen gegeben ist.

Der Einsatz von Ausstattungselementen ist generell 
sorgfältig abzuwägen, insbesondere bei der Geneh-
migung einer privaten (Sonder-)Nutzung von öffentli-
chen Flächen (vgl. Abschnitt 3.6) ist die Verkehrssiche-
rungspflicht zu berücksichtigen und gegebenenfalls 
ordnungsrechtlich durchzusetzen. Bei der Gestaltung, 
der Aufstellung und der Bedienbarkeit von Stadtmobi-
liar sind bestimmte Grundsätze zu beachten. In keiner 
Weise darf die Straßenraumausstattung zu einer Ge-
fährdung für Nutzende des öffentlichen Raumes wer-
den.

Für alle fest installierten und temporären Ausstattungs- 
und Informationselemente gilt:

 – Stadtmobiliar ist immer außerhalb des Verkehrs- und 
Sicherheitsraumes anzuordnen (vgl. Abschnitt 3.3.1), 
damit es keine Barriere darstellt.

 – Die notwendigen Bewegungsflächen für Rollstuhl 
Nutzende, gehbehinderte Menschen (vgl. Abschnitt 
3.1.1) etc. dürfen nicht eingeschränkt werden; der je-
weils spezifische Raumbedarf (Lichtraumprofil) ist zu 
berücksichtigen.

 – Stadtmobiliar ist entsprechend Abschnitt 3.2.2 von 
Werk aus visuell kontrastierend zu gestalten bzw. 
muss nachträglich mit Kontrastmarkierungen verse-
hen werden. Ton-in-Ton-Gestaltungen mit dem um-
gebenden Verkehrsraum sind zu vermeiden.

 – Stadtmobiliar muss frühzeitig mit dem Langstock er-
tastbar sein, um die Gefahr des Unterlaufens oder 
Anstoßens zu vermeiden bzw. zu minimieren. Schwe-
bend im Raum aufge hängte Elemente (z. B. Be-
schilderungsfahnen) sowie hohe Durchlässe oder 
Elemente mit überkragendem Lichtraumprofil sind 
innerhalb der von Einbauten und Hindernissen frei-
zuhaltenden lichten Raumhöhe von 2,25 m (vgl. Ab-
schnitte 3.1.1 und 3.3.1) zu vermei den oder durch 
spezielle Tasthilfen in einer Maximalhöhe von 15 cm 
(z. B. Querstreben) oder alternativ mit einem minde-
stens 3 cm hohen Sockel abzusichern (vgl. Bild 49).

 – Einbauten wie Pfosten und Poller sollten eine Min-
desthöhe von 0,90 m haben, damit von ihnen keine 
Stolper- und Verletzungsgefahr ausgeht.

 – Stadtmobiliar bzw. daran angebrachte Informationen 
und Bedienelemente müssen in einer angemessenen 
Höhe (vgl. Abschnitte 3.1.1 und 3.4.6) angebracht 
werden, so dass sie möglichst von allen Menschen 
genutzt bzw. erkannt und gelesen werden können.

 – Elemente mit spezieller Funktion wie z. B. Stadtpläne, 
Fahrpläne, Notrufeinrichtungen und Toiletten müssen 
aufgefunden werden können.

Im Folgenden werden für einige typische Ausstattungs-
elemente beispielhaft Kriterien zu deren Einsatz und 
Ausführung benannt. Entsprechend der oben genann-
ten allgemeinen Anforderungen an Stadtmobiliar kön-
nen diese Kriterien analog auf weitere Elemente über-
tragen werden.

Abfallbehälter

Insbesondere an einem Pfosten frei schwebende Ab-
fallbehälter können für blinde und sehbehinderte Men-
schen eine Gefährdung darstellen. Je nach Ausführung 
(z. B. mit Deckel) oder Montagehöhe kann die Nutzung 
für Menschen mit Behinderungen erschwert sein.

Bild 49:  Beispiel für 
 Tastkante 
und visuelle 
 Markierung 
eines Schildes




